
politischer Rahmen eine notwendige Vor­
aussetzung für das Gastland, u m i n vollem 
Maße vom Beitrag der TNC zu profitieren. 
Die vielschichtige Natur transnationaler 
Unternehmen führt zu einer Reihe wicht i ­
ger Folgerangen für die Politik i n den Gast­
ländern. Angesichts der Tatsache, daß T N C 
i m Bereich des Handels, der Investitionen 
und der Technologie- und Humankapital­
entwicklung besonders aktiv sind und dort 
einen erheblichen Beitrag leisten können, 
muß - folgt man dem Gedankengang des 
Weltinvestitionsberichts - die Politik des 
Gastlandes i n einer A r t und Weise formu­
liert werden, die diese verschiedenen 
Wachstumskanäle zusammenführt. Dabei 
machen die Interdependenz und Inter­
aktion zwischen den einzelnen Wachs­
tumsfeldern einen integrierten politischen 
Ansatz unumgänglich, i n den das wachs­
tumsfördernde Potential transnationaler 
Unternehmen m i t einbezogen werden 
muß, damit die Ziele der Gastländer er­
reicht werden können. Der Weltinvesti­
tionsbericht 1992 zeigt auf: »Während T N C 
Lokomotiven des Wachstums sein können, 
sind es die Regierungen der Gastländer, die 
die Schienen legen und die Signale geben, 
die als Teil eines ganzen Systems sowohl 
die Geschwindigkeit als auch die Richtung 
bestimmen, i n der sich die Lokomotiven 
bewegen. Es ist daher die Interaktion zwi­
schen den Regierungen und den T N C und 
ihre Beziehung zum inländischen Privat­
sektor, die das Modell von Wachstum und 
Entwicklung i n den Gastländern be­
stimmt.« (S.261) 
Obwohl die Entwicklungsländer Maßnah­
men zur Liberalisierung ihrer Verfahren 
hinsichtlich der Auslandsdirektinvestitio­
nen ergriffen haben, sind ihre Bemühun­
gen, ihren Ante i l am Weltvolumen der 
Auslandsdirektinvestitionen zu erhöhen, 
bisher erfolglos geblieben. Es könnte daher 
nützlich sein, die gegenwärtigen Maßnah­
men zur Förderang von Auslandsdirektin­
vestitionen i n den Ursprungsländern sowie 
die schon bestehenden bilateralen und 
multilateralen Bemühungen noch einmal 
zu überprüfen und sie gegebenenfalls aus­
zuweiten. Erhöhte Transparenz i m Bereich 
der Auslandsdirektinvestitionspolitik sei­
tens der Gastländer und die Weitergabe von 
Informationen über Änderungen i n diesem 
Bereich sowie ein freiwilliger Überprü­
fungsmechanismus sowohl seitens der Re­
gierang des Gastlandes als auch seitens ei­
ner neuzuschaffenden internationalen In­
sti tution wären wichtige Maßnahmen zur 
Stärkung der innenpolitischen Rahmenbe­
dingungen für Auslandsdirektinvestitio­
nen. Darüber hinaus könnte die Errichtung 
einer derartigen multilateralen Einrich­
tung für Auslandsdirektinvestitionen i m 
Hinblick auf die Möglichkeit der Gewäh­
rung von Krediten für Entwicklungsländer 
i n diesem Bereich i n Betracht gezogen wer­
den. Die Kreditvergabe durch eine solche 
neue Einrichtung würde sich beträchtlich 
von den traditionellen Entwicklungshil­
fekrediten unterscheiden. Ein (im Weltin­
vestitionsbericht angeregtes] Auslandsdi-
rektinvestitions-Institut könnte aus einem 
Kapitalinvestitionsfonds bestehen, der den 
Entwicklungsländern Kredite zur Errich­

tung von Exportabwicklungszonen sowie 
von Wissenschafts- und Dienstleistungs­
parks gewährt, und darüber hinaus einen 
Fonds zur Finanzierung anderer Aktivitä­
ten, wie zum Beispiel Studien zur Länder­
analyse, und zur Förderung von Kontakten 
zwischen ausländischen Investoren und 
Unternehmen i m Gastland enthalten. Eine 
besondere Abteilung der Einrichtung 
könnte sich der Förderang von Auslandsdi­
rektinvestitionen von Entwicklungslän­
dern widmen. 
Der Aufstieg transnationaler Unternehmen 
zu bedeutenden Faktoren der wirtschaftli­
chen Entwicklung hat grandlegende Ände­
rungen i n den bestehenden politischen 
Praktiken und internationalen institutio­
nellen Abkommen zur Folge. Gegenstück 
zu den existierenden handelsbezogenen In­
vestitionsmaßnahmen - auf das Investi­
tionsverhalten gerichtete Politikmaßnah­
men, die den Handel beeinflussen - sind 
investitionsbezogene Handelsmaßnah­
men, also auf den Handel gerichtete Poli­
tikmaßnahmen, die Auslandsdirektinvesti­
tionen beeinflussen. Solche investitionsbe-
zogenen Handelsmaßnahmen schließen 
Vereinbarungen über Handelsquoten und 
freiwillige Selbstbeschränkungsabkom­
men - zum Beispiel führte die freiwillige 
Selbstbeschränkung von Exporten seitens 
Japans zu erhöhten Investitionen der japa­
nischen Autoindustrie i n den Vereinigten 
Staaten, u m ihren Marktanteil zu erhalten 
oder auszubauen - , regionale Freihandels­
zonen, die Erhebung von Zöllen oder quan­
titative Importrestriktionen und Export­
kontrollen ein. Diese investitionsbezoge-
nen Handelsmaßnahmen haben einen be­
trächtlichen positiven (oder negativen) 
Einfluß auf die Ströme der Auslandsdirekt­
investitionen, obwohl sie auf den Handel 
und nicht auf Investitionen abzielen. 
Wenngleich der allgemeine Trend i n Rich­
tung einer stärkeren Liberalisierung geht, 
interveniert die Mehrzahl der Gastländer 
i m Bereich der Auslandsdirektinvestitio­
nen noch immer durch die Begrenzung 
oder den Ausschluß ausländischer Beteili­
gungen i n bestimmten Industrien, durch 
die Einführung von Restriktionen (wie bei­
spielsweise eine i m voraus bestimmte Ex­
portmenge) oder die Festlegung eines M i n ­
destanteils aus lokaler Produktion. 
In einer von unvollkommenen Märkten ge­
prägten Welt ist Raum für eine sozusagen 
strategische Auslandsdirektinvestitionspo­
l i t i k , u m langfristige Vorteile für die Gast­
länder zu erreichen und die aus Investitio­
nen resultierenden Gewinne von Auslän­
dern zu einem nicht unerheblichen Teil i n 
die Gastländer zurückzuführen, auch wenn 
eine solche Politik kurzfristig Kosten auf­
erlegt. 

Die i m Wandel begriffene Weltwirtschaft 
bringt eine Reihe von Fragen m i t sich, die 
auf internationaler politischer Ebene be­
handelt werden müssen. Die internatio­
nale Produktion transnationaler Unterneh­
men und die daraus resultierende Inte­
gration der verschiedenen Volkswirtschaf­
ten durch ihre Aktivitäten auf Produk­
tionsebene werden zu Schlüsselcharakteri-
stika der neuen Weltwirtschaft und verlan­
gen nach neuen politischen Antworten. Es 

gibt ein stärker werdendes Bedürfnis nach 
einem internationalen Kontrollmechanis­
mus für die internationale Produktion, 
vielleicht durch eine Institution, die sich 
nicht nur m i t Fragen der Auslandsdirektin­
vestitionen befaßt, sondern auch m i t der 
Handels-, der Technologie-, der Wettbe­
werbspolitik und m i t restriktiven Ge­
schäftspraktiken. Eine solche Inst i tut ion 
könnte ein Forum zur Schlichtung interna­
tionaler Streitigkeiten sein, die Auslands­
direktinvestitionen betreffen, und zugleich 
die Politik der Regierungen und T N C beob­
achten. Als solche würde sie zur Schaltstel­
le für die Harmonisierang der internatio­
nalen Wirtschaftsbeziehungen, die zuneh­
mend durch die internationale Produktion 
transnationaler Unternehmen geprägt wer­
den. 

Persephone Economou • 

Sozialftagen und Menschenrechte 

Anti-Folter-Konvention: 6.-9.Tagung des 
Expertengremiums - Erstmals Individual­
beschwerde für zulässig erklärt - Erstbe­
richt Deutschlands (3) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 4/ 
1991 S.145ff. fort. Text der Konvention: V N 
1/1985 S.31ff.) 

Die Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Strafe (Anti-Folter-
Konvention) erfreut sich nach zwischen­
zeitlichem Stillstand wieder einer ständig 
steigenden Mitgliederzahl. Seit ihrer Verab­
schiedung durch die Generalversammlung 
am lO.Dezember 1984 ist sie von 70 Staa­
ten ratifiziert worden. 29 von ihnen haben 
auch die Zuständigkeit des zehnköpfigen 
Ausschusses gegen Folter (CAT) zur Über­
prüfung von Beschwerden eines anderen 
Mitgliedstaates anerkannt, 28 seine Zu­
ständigkeit für Individualbeschwerden 
(Stand bei Ende der 9.Tagung). 

6. Tagung 

Die Ö.Tagung des Expertengremiums (22. 
4.-3.5.1991 i n Genf) war gekennzeichnet 
vom Optimismus des Ausschusses ange­
sichts der Demokratisierungstendenzen i n 
Panama, Chile und Algerien, deren Berich­
te zur Prüfung vorlagen. Über den Vor­
schlag Costa Ricas für ein Zusatzprotokoll 
fand ein erster Gedankenaustausch statt. 
Die Idee, der Ausschuß solle nach dem Vor­
bild des Europäischen Ausschusses zur Ver­
hinderung von Folter zur Besichtigung von 
Haftanstalten befugt werden, stieß zwar 
überwiegend auf positive Resonanz, jedoch 
wurden Bedenken ' l insichtl ich seiner Rea­
lisierbarkeit angesichts der Finanzlage der 
U N geäußert. 
Panama bemüht sich seit dem Ende der 
zwanzigjährigen Militärdiktatur i m De­
zember 1989 u m eine Bestrafung von Folte­
rern und einen Schutz der Gefangenen 
durch unabhängige ärztliche und richterli­
che Untersuchungen bei behaupteter Fol­
ter. Darüber hinaus hat mittlerweile fast 
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die Hälfte der Polizeikräfte an Kursen über 
Menschenrechte und ordnungsgemäße po­
lizeiliche Verfahren teilgenommen. 
Chile, das einen vom Ausschuß 1989 ange­
forderten Zusatzbericht vorlegte, berichtig­
te seinen Erstbericht, i n dem die Militärre­
gierung zu verschleiern versucht hatte, daß 
Folter politischer Gefangener institutiona­
lisierte Praxis gewesen war. Durch eine 
Reihe von legislativen Maßnahmen und 
Strafverfolgung konnte ein bedeutender 
Rückgang von Folter erreicht werden. Da 
sich die Zusammensetzung der Polizei je­
doch nicht geändert hat, äußerte sich der 
Ausschuß besorgt über die noch bestehen­
de Möglichkeit, Gefangene bis zu zehn Ta­
gen ohne Verbindung m i t der Außenwelt 
festzuhalten. 
In Algerien, das sich zum Zeitpunkt der 
Tagung auf dem Weg zu einem Mehrpar­
teiensystem befand, stand die Herstellung 
von Gewaltenteilung und der Unabhängig­
keit der Justiz i m Vordergrund. Die Fragen 
einzelner Ausschußmitglieder betrafen Fäl­
le von Konventionsverletzungen durch 
Auslieferang i n Folterstaaten und die Zu­
stände i n den algerischen Gefängnissen; 
außerdem wurden die Auswirkungen einer 
Ausrufung des Notstandes ausgelotet. 

I.Tagung 

Auf der 7Tagung (11.-21.11.1991 i n Genf] 
stand die Notwendigkeit i m Vordergrund, 
Folter als eigenen Straftatbestand zu sank­
tionieren, u m einen umfassenden straf­
rechtlichen Schutz zu gewährleisten. Dar­
über hinaus sah der Ausschuß verschie­
dentlich Anlaß zu betonen, daß Folter un­
ter keinen Umständen gerechtfertigt sein 
kann. 
Der Zusatzbericht Ecuadors stellte die Be­
mühungen des Landes bei der Bekämpfung 
der Folter dar, darunter die Auflösung einer 
berüchtigten Polizeitruppe, die Einsetzung 
einer Sonderkommission zur Behandlung 
von Beschwerden und die Verbesserung des 
strafrechtlichen Schutzes Gefangener. Der 
Ausschuß sah allerdings noch bedenkliche 
Lücken, insbesondere bei der Überwa­
chung der Armee, der vollständigen Reha­
bilitierung von Folteropfern und wegen der 
Möglichkeit, sich unter Berufung auf den 
Befehl eines Vorgesetzten oder auf -legiti­
me Gründe, zu rechtfertigen. 
Die Diskussion über den Bericht Großbri­
tanniens konzentrierte sich auf die Situa­
t ion i n Nordirland. Dabei wurde insbeson­
dere kritisiert, daß das Schweigerecht des 
Beschuldigten durch Beweisregeln ausge­
höhlt werde, daß Verhafteten der Zugang 
zu einem Rechtsanwalt versperrt werden 
kann, sie kein Recht auf einen eigenen me­
dizinischen Gutachter haben und Ärzte 
keine Ausbildung i m Erkennen von Folter­
spuren erhalten. Der Ausschuß regte insbe­
sondere Video-Aufnahmen von Verhören 
zum Schutz vor Folter an. 
Da der Bericht Libyens m i t den Richtlinien 
des Ausschusses nicht i n Einklang stand, 
wurde für die nächste Tagung ein Zusatz­
bericht erbeten. Insbesondere fehlte i n vie­
len Bereichen eine Darstellung der rechtli­
chen Umsetzung der Konvention und eine 
Beschreibung der tatsächlichen Situation. 
Die Tschechoslowakei erstellte nach der 

•samtenen Revolution' einen neuen Erstbe­
richt. Die darin enthaltene Behauptung, 
ein besonderer Straftatbestand der Folter 
sei nicht erforderlich, weil die einzelnen 
Handlungen bereits unter Strafe gestellt 
sind, wurde vom Ausschuß nicht geteilt. 
Besonderes Lob fand die Überprüfung und 
Umstrukturierung von Polizei und Gefäng­
nispersonal, wobei der Ausschuß auf Men­
schenrechtserziehung für diejenigen dräng­
te, die i m Justizwesen beschäftigt sind. 
I m Zentrum der Diskussion über den Be­
richt Uruguays stand die Amnestie von 
1989, die auch für Folter galt, und deren 
Vereinbarkeit m i t der Konvention bezwei­
felt wurde. Da immer noch über Fälle von 
Folter berichtet werde, widmete sich der 
Ausschuß intensiv den Rechten des Be­
schuldigten und den tatsächlichen Zustän­
den i n den Gefängnissen des Landes. 
Australien hat durch strafrechtliche Sank­
tionen und zivilrechtliche Entschädigungs­
regeln sowie die Möglichkeit der Beschwer­
de an einen Ombudsman ein vorbildliches 
Schutzsystem geschaffen. Besonders her­
vorgehoben wurden die Bemühungen zur 
medizinischen und sozialen Betreuung von 
ausländischen Folteropfern. 
Bulgarien befand sich zum Tagungszeit­
punkt i m Umbruch zu einem Rechtsstaat; 
der Bericht konzentrierte sich daher auf die 
neue Rechtslage. Die Experten äußerten 
Bedenken hinsichtlich des Umfangs der 
Amnestie von 1990 und forderten eine um­
fassende Rehabilitierung von Opfern von 
Folter und des Mißbrauchs der Psychiatrie 
unter der kommunistischen Herrschaft. 
In Kamerun, dessen Zusatzbericht zur 
Überprüfung anstand, wird die Konvention 
nur unvollständig umgesetzt, insbesondere 
fehlen Maßnahmen zur Rehabilitation von 
Folteropfern und ein umfassender straf­
rechtlicher Schutz vor Folter. Die Regie­
rungsvertreter bemühten sich vergeblich, 
die von Amnesty International gemeldeten 
Fälle von Folter als unzutreffend abzutun, 
auf die sich die Fragen einiger der Experten 
bezogen. Der Ausschuß regte an, das Men­
schenrechtszentrum heranzuziehen, auch 
u m Vollzugsbeamte und medizinisches 
Personal über die Verhinderung der Folter 
aufzuklären. 

8. Tagung 

Vor der 8.Tagung (27.4.-8.5.1992 i n Genf) 
war die Hälfte der Ausschußmitglieder tur­
nusgemäß neu gewählt worden. Erstmals 
erklärte der Ausschuß eine Individualbe­
schwerde für zulässig. Einzelheiten wur­
den wegen der Vertraulichkeit dieses Ver­
fahrens nicht veröffentlicht; der Sachver­
halt selbst w i r d noch untersucht. Das Pro­
jekt eines Unterausschusses m i t der Befug­
nis zur Inspektion vor Ort wurde auf dieser 
Tagung erneut diskutiert und wegen der er­
hofften Präventionswirkung befürwortet. 
Dabei stieß allerdings insbesondere die 
Vertraulichkeit des angestrebten Verfah­
rens auf Kr i t ik , weil dadurch dem A n t i ­
Folter-Ausschuß wichtige Informationen 
vorenthalten werden müssen. 
Der Zusatzbericht Uruguays fand zwar Lob 
für die Bemühungen, die Folter völlig abzu­
schaffen. Der Ausschuß äußerte jedoch Be­
denken angesichts der fehlenden gerichtli­

chen Überwachung des Gefängniswesens 
und der Befugnis der Polizei, »alle notwen­
digen Maßnahmen« einschließlich von 
Haft zu ergreifen, wenn sich Verdächtige 
oder Zeugen weigern, m i t der Polizei zu 
kooperieren. 
In der Diskussion über den Bericht Luxem­
burgs wurde deutlich, daß psychische Fol­
ter physischer mindestens gleichzusetzen 
ist. Einige Experten äußerten die Ansicht, 
daß Zwangsarbeit den Tatbestand der un­
menschlichen Behandlung erfüllt. 
Italien, das das Folterverbot als eine zwin­
gende Norm des Völkerrechts betrachtet, 
wurde vom Ausschuß kritisiert, wei l es 
keine staatliche Kompensation für Opfer 
von Folter oder anderem Mißbrauch vor­
sieht. Besonderes Augenmerk wurde auf 
Berichte von Amnesty International über 
Gewalt gegen Gefangene und auf Fälle der 
Mißhandlung von Einwanderern gelenkt, 
auch wenn dies nicht als Folter qualifiziert 
wurde. 
Rumänien hat zwar seine Rechtsordnung 
den Anforderungen der Konvention ange­
paßt und begonnen, Belastete i n Polizei 
und Justiz zu entlassen. Der Ausschuß lob­
te den politischen Willen der Regierung 
und zeigte Verständnis für die Schwierig­
keit, einen Bewußtseinswandel bei staatli­
chen Organen herbeizuführen und konven­
tionswidriges Verhalten abzuschaffen. 

9. Tagung 

Anläßlich der 9.Tagung des Sachverständi­
gengremiums (9.-20.11.1992 i n Genf) be­
tonte der damalige Untergeneralsekretär 
für Menschenrechte, Antoine Bianca, vor 
dem Ausschuß, daß wegen der steigenden 
Zahl von Menschenrechtsverletzungen 
besserer und umfassenderer Menschen­
rechtsschutz nötig sei; insbesondere werde 
die Möglichkeit ausgelotet, Berichte an 
den Sicherheitsrat zu richten. Festgestellt 
werden mußte, daß bei Beginn der 9.Ta-
gung 15 Berichte überfällig waren. Insoweit 
w i r d erwogen, auf Grund anderer Informa­
tionen die Menschenrechtslage i n den je­
weiligen Staaten zu untersuchen. 
Der Erstbericht Afghanistans, der i m Ja­
nuar 1992 noch unter der Regierung Najib-
ullah entstanden war, entsprach nicht den 
Anforderungen des CAT. Insbesondere war 
nicht erkennbar, inwieweit der Bericht die 
gegenwärtige Rechtslage innerhalb eines 
islamischen Staates Afghanistan wider­
spiegelte. Deshalb wurde für Juni i993 ein 
neuer Bericht erbeten. Der Ausschuß wies 
i n der Diskussion darauf hin , daß Men­
schenrechte gerade i n Zeiten großer U m ­
wälzungen besonderen Schutzes bedür­
fen. 
Der Zweitbericht Norwegens gab den Ex­
perten keinen Anlaß, Fälle von Folter zu 
untersuchen. Stattdessen betrafen die Fra­
gen die Situation von Ausländem und 
Asylbewerbem i n Norwegen sowie die Be­
dingungen, unter denen Auslieferung un­
statthaft ist. Der Ausschuß hielt es aller­
dings für angezeigt, die Inkorporation der 
Vorschriften der Folterkonvention i n das 
nationale Recht und insbesondere einen ei­
genen Straftatbestand der Folter zu verlan­
gen. Auch wurde angeregt, das Weltrechts-
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prinzip auf Folter auszudehnen, u m die 
Strafverfolgung i n Norwegen wegen Folter 
durch Ausländer i m Ausland sicherzustel­
len. 
In Argentinien, dessen Zweitbericht zur 
Prüfung vorlag, vollzieht sich der Wandel 
von der Militärdiktatur zur Demokratie 
nur langsam. Insbesondere i n den Provin­
zen ist die Lage unklar, was auch auf den 
Mangel an statistischem Material und an­
deren Informationen von staatlichen Stel­
len zurückzuführen ist. Sehr besorgt zeigte 
sich der Ausschuß angesichts der Zunah­
me von Foltervorwürfen, wie sie insbeson­
dere von Amnesty International erhoben 
wurden. Außerdem äußerte er Zweifel an 
der Vereinbarkeit der Generalamnestie m i t 
der Folterkonvention. 
Die Ukraine bemüht sich, einen Rechts­
staat nach den Vorgaben internationaler 
Verträge und Standards zu errichten. Dies 
betrifft insbesondere die Bereiche Strafver­
folgung und Strafvollzug, für die entspre­
chende Gesetze geschaffen wurden. Da 
aber der Zweitbericht, der i m ersten Jahr 
nach der Unabhängigkeit verfaßt wurde, 
die tatsächliche Situation i m Land und die 
Umsetzung der neuen Gesetze nicht wie­
dergab, faßte der Ausschuß die Anforde­
rung eines Zusatzberichtes vor Ablauf des 
vierjährigen Berichtszeitraums ins Auge. 
Der Erstbericht Neuseelands gab lediglich 
i n Randbereichen Anlaß zu Fragen der Ex­
perten. Insbesondere wurden das Verfahren 
bei der Entschädigung von Folteropfern und 
der Ermessenspielraum hinsichtlich der 
Entschädigungshöhe als unbefriedigend 
angesehen, wenn auch bisher kein Fall von 
Folter i n Neuseeland bekannt geworden 
ist. 

Auch der Erstbericht Deutschlands fand 
das Lob des Ausschusses; die Fragen betra­
fen vor allem die Folgen der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten und das an­
wendbare Recht wegen Straftaten, die von 
Staatsorganen der DDR begangen worden 
waren. Die Situation i n der Bundesrepu­
blik Deutschland wurde als der Konven­
tion entsprechend angesehen, weil i n den 
36 Jahren seit Ratifizierung der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention kein 
Verstoß gegen das Folterverbot festgestellt 
wurde. Die deutschen Regierungsvertreter 
kündigten einen Bericht an den CERD 
über die jüngsten ausländerfeindlichen Ge­
walttaten an. 
Libyen legte den auf der 7.Tagung angefor­
derten Zusatzbericht m i t detaillierter Dar­
stellung seines Staatsaufbaus vor. Der Aus­
schuß befaßte sich i n der anschließenden 
Diskussion m i t der Sicherang der Unab­
hängigkeit der Richter, betonte, daß auch 
psychische Folter nach der Konvention ver­
boten ist, und würdigte die berichteten 
fünf Fälle von Strafverfolgung wegen Fol­
ter. 
In Mexiko, dessen Zweitbericht zur Prü­
fung vorlag, ist eine Nationale Menschen­
rechtskommission geschaffen worden, die 
Vorwürfe von Menschenrechtsverletzun­
gen untersucht. Der Ausschuß zeigte sich 
darüber besorgt, daß nicht einmal die Hälf­
te der Empfehlungen der Kommission um­
gesetzt wurde, darunter auch solche, die 
die Bestrafung von Folterern fordern. Zwar 
ist die Rechtslage i n Mexiko i n Einklang 

m i t der Konvention, doch wurde ihre man­
gelhafte Umsetzung scharf kritisiert . Ins­
besondere hielt der Ausschuß es für nötig, 
eine Trennung von Polizei und Strafverfol­
gungsbehörde vorzunehmen und die Be­
deutung eines Geständnisses für eine Ver­
urteilung zu mindern. Notwendig ist auch 
eine bessere Ausbildung von Ärzten hin­
sichtlich der Feststellung von Folter und 
der Rehabilitation von Folteropfem. 
Großbritannien legte einen Bericht über 
die Lage i n seinen abhängigen Gebieten i n 
Übersee vor. Der Ausschuß zeigte sich 
weitgehend zufrieden m i t dem dort er­
reichten Stand, erbat jedoch zusätzliche In­
formationen über die Anwendung der ge­
setzlich noch vorgesehenen Prügelstrafe. 
Offen blieb auch die Frage nach dem Scha­
densersatz für Folteropfer. 
Der Zweitbericht von Belarus entsprach 
insoweit nicht den Anforderungen, als nur 
die gegenwärtigen Entwürfe für eine neue 
Verfassung und ein neues Strafgesetzbuch 
dargestellt werden konnten. Besonderes 
Gewicht wird auf die Unabhängigkeit der 
Richterschaft auch von nichtstaatlicher 
Einflußnahme gelegt sowie auf eine Bestra­
fung des Mißbrauchs der Psychiatrie. Der 
Ausschuß empfahl eine Zusammenarbeit 
m i t dem UN-Menschenrechtszentrum i n 
Genf, u m die Konvention umzusetzen. Die 
Rehabilitierung von Opfern der politischen 
Repression während der kommunistischen 
Herrschaft ist i n 25 000 Fällen abgeschlos­
sen; über 120 000 stehen für die kommen­
den drei Jahre an. 

Auf den vier Tagungen ist das stete Bemü­
hen des CAT erkennbar, durch seine Fragen 
und Kommentare den Begriff der Folter ge­
nauer zu bestimmen. Auffallend ist auch, 
daß die Experten gegenüber den entwickel­
ten Demokratien wenig Nachsicht walten 
lassen, u m zu verhindern, daß man sich 
dort m i t dem erreichten Stand zufrieden 
gibt. Länder i m Umbruch stießen dagegen 
auf Verständnis für ihre Probleme bei der 
praktischen Umsetzung der Konvention; 
der Ausschuß versucht hier, durch seine 
Beratungstätigkeit positive Entwicklungs­
tendenzen zu verstärken. 

Beate Rudolf • 

Menschenrechts-Unterkommission: Son­
derberichterstatter zu Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit - Richtlinien für die 
Arbeit des Gremiums - Expertin Opfer ras­
sistischer Behandlung (4) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 1/ 
1992 S.28f. fort.) 

I . Nicht zuletzt vom Geschehen i m ehe­
maligen Jugoslawien geprägt war die 44.Ta­
gung der 26köpfigen, der Menschenrechts­
kommission zuarbeitenden Unterkommis­
sion zur Verhütung von Diskriminierung 
und für Minderheitenschutz, die vom 3. 
bis 28.August 1992 wie üblich i m Genfer 
Völkerbundpalast stattfand. Die Situation 
i n diesem Gebiet war denn auch Gegen­
stand einer Entscheidung, die allerdings 
nicht als Resolution, sondern m i t dem 

minderen Status eines Beschlusses verab­
schiedet wurde. In dem Beschluß 1992/103 
gaben die Sachverständigen ihrem Entset­
zen über die Politik der sogenannten ethni­
schen Säuberung und ihrer uneinge­
schränkten Verurteilung dieser Praktiken 
Ausdruck und äußerten sich tief besorgt 
über die Existenz von Internierungslagern 
und die dort vermuteten schwerwiegenden 
Menschenrechtsverletzungen. Die Unter­
kommission forderte, daß dringend Maß­
nahmen ergriffen würden, u m den schwer­
wiegenden Verletzungen des Rechts auf Le­
ben und anderer Menschenrechte Einhalt 
zu gebieten, daß die Politik der -ethnischen 
Säuberung- unverzüglich beendet werde, 
daß den Vertriebenen die Rückkehr i n ihre 
Heimat zu gestatten und ihnen volle Ent­
schädigung für die durch die Vertreibung 
entstandenen Verluste zu gewähren sei, 
daß ferner die für diese Verbrechen Verant­
wortlichen vor Gericht gestellt werden 
sollten. Den Text dieses Beschlusses über­
mittelte der Vorsitzende der 44.Tagung, 
Miguel Alfonso Martinez aus Kuba, am 
13.August dem Vorsitzenden der Men­
schenrechtskommission; diese war zu die­
sem Zeitpunkt ebenfalls i n Genf zu ihrer 
ersten außerordentlichen Tagung zusam­
mengetreten (vgl. V N 6/1992 S.209), u m 
über die Lage i n den Internierungslagern 
und die übrigen Schrecken der -ethnischen 
Säuberung- zu beraten. 
Der Beschluß 1992/103 war ohne förmliche 
Abstimmung gefaßt worden; auch die weit­
aus meisten Resolutionen der 44.Tagung 
der Unterkommission ergingen i m Kon­
sens. In strittigen Fällen wurde geheim ab­
gestimmt, wie dies der Unterkommission 
auf Grund einer Entscheidung des Wirt­
schafts- und Sozialrats der Vereinten Natio­
nen (ECOSOC) seit 1991 möglich ist. Bis 
dahin war es erforderlich gewesen, jeweils 
mittels einer langwierigen Prozedur Regel 
59 der Geschäftsordnung der funktionalen 
Kommissionen des ECOSOC zeitweilig 
aufzuheben. 

Geheim wurde über die Lage i n den von Is­
rael besetzten »palästinensischen und an­
deren arabischen Gebieten« (Resolution 
1992/10) abgestimmt, ebenso über die 
»Menschenrechtssituation i n der Islami­
schen Republik Iran« (Resolution 1992/15), 
die Menschenrechtslage i n Guatemala 
(Resolution 1992/18) und die Situation i n 
Osttimor nach dem Vorgehen der indonesi­
schen Armee gegen Zivil isten i n D i l i am 
12.November 1991 (Resolution 1992/20). 
Einvemehmlich wurde etwa die Aufrecht­
erhaltung des internationalen Drucks auf 
Südafrika gefordert, solange noch keine 
Übergangsregierung für den Demokratisie­
rungsprozeß Verantwortung trage (Resolu­
t ion 1992/9), und zu den Menschenrechten 
i n Hai t i Stellung genommen. I m Hinblick 
auf die Lage i n dem Karibikstaat verurteil­
ten die Experten i n ihrer Entschließung 
1992/16 den Sturz des verfassungsmäßig 
gewählten Präsidenten Jean-Bertrand A r i ­
stide, die Gewaltanwendung sowie die 
schweren Menschenrechtsverletzungen 
durch die m i t dem Staatsstreich vom 
29.September 1991 an die Macht gekom­
mene illegale Regierung. In der Resolution 
1992/11 über die Menschenrechtssituation 
i n Somalia forderte die Unterkommission 
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